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Brief aus Württemberg.
Von Dr. Franz Koabner, Aerztlicher Geschäftsführer des Eßlinger Dele-
giertenverbandes in Degerloch (bei Stuttgart).
Ein ernster Konflikt zwischen dem württembergischenAerzteverbande und dem württembergischen Kranken-
kassen ver bande, der in den letzten Tagen vergangenen Jahres
eine zunächst befriedigende Lösung fand, dürfte als Denkmal zur
Zeitgeschichte von allgemeinem Interesse sein.
Wir haben in Wurttemberg seit 16 Jahren bei allèn Kranken-
kassen des ganzen Landes einschließlich der staatlichen Krankenkassen
freie Arztwahl und den Vertrag von Organisation zu Organisation.
Die Beziehungen zwischen Krankenkassen und Aerzten sind durch
drei Verträge geregelt, die unsere ärztliche Organisation, der ,,Eß
linger Delegiertcnvcrband" mit dem Verbande der Betriebskranken-
kassen, dem Verbande der Betriebskrankenkassen der württemberg!-
sehen Verkehrsanstalten und dem württembergischen Krankenkassen-
verbande abgeschlossen hat. Diese Verträge waren am 31. Dezenl
ber 1919 abgelaufen und sind gekündigt worden.
In dem abgelaufenen Vertrage mit dem württembergischen Kran
kenkassenverbande verpflichten sich beide Parteien, im Falle der
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der Ergebnislosigkeit dieser Verhandlungen sch für ein Jahr einem
Vertrage zu unterwerfen, den ein paritätisches Schiedsamt in diesem
Falle testzusetzen hat. Gelangen auch in dem Jahre theses Zwangs-
vertrages die Verhandlungen zu keinem Ergebnis, so setzt das
Schiedsamt einen neuen Vertrag fest, der die Parteien nicht bindet,
aber durch Veroffentlichung im Staatsanzeiger dem Urteil der Oeffent-
lichkeit unterstellt wird.
Diese Festsetzung, die mit weitschauendem Blicke im Interesse
des sozialen Friedens vor fünf Jahren getroffen wurde, ist unter
ganz besonderen Verhältnissen von praktischer Bedeutung geworden:
Die vorjährigen Verhandlungen mit dem württembergischen Kranken-
kassenverbande führten zu keiner Einigung der Parteien. Die Haupt-
streitpunkte waren die Bedingungen, unter denen ein Abstrich von
den Itechnungen der Aerzte vorgenommen werden sollte, und vor
allem die von den Krankenkassen verlangte Einführung eines ,,Staf-
feirabattes". D. h., die ärztlichen Leistungen sollten um so geringer
bewertet werden, je höher von einer gewissen Grenze ab das
kassenärztliche Gesamteinkommen sich gestaltet, und über einen
gewissen Betrag sollte ein Arzt aus Kassenpraxis nicht verdienen
dürfen. Die Aerzte lehnten diesen Eingriff in die Existenzgrundlage
ihres freien Berufes natürlich ab. Noch einige weniger wichtige
Fragen erschwerten die Verhandlungen.
Ein wohl einzig dastehender Uebergriff des Krankenkassenver-
bandes führte zu ihrem jähen Abbruch. Während die Verhandlungen
hin und her gingen, machte der württembergische Krankenkassen-
verband eine Eingabe an die württembergische Staatsregierung; diese
Eingabe verlangt eine besondere Krankenkassengebührenordnung, die
in ihrem allgemeinen Teil den Staffeirabatt, d. h. das Höchstem-
kommen des Kassenarztes von Gesetzeswegen festlegt und Straf-
bestimmungen für Aerzte enthält, die den Durchschnittswert der
ärztlichen Leistungen sowie der Rezeptur und der Krankmeldungen
überschreiten, und die in ihrem speziellen Teile Sätze enthält, die
teilweise hinter den Mindestsätzen der jetzigen Gebührenordnung
zurückbleiben und nur für seltene Verrichtungen etwas erhöht sind.
Der Krankenkassenverband stellte also da Ansinnen an die Re-
gierung, ein Ausnahmegesetz für Aerzte zu erlassen, welches das
ärztliche Kasseneinkommen eng begrenzt und den Arzt unter ein
besonderes Strafrecht stellt! Man kann wohl im heutigen freien
Deutschland dieses Verlangen unserer Vertragsgegner nicht anders
als äußerst naiv') bezeichnen. Der Eßlinger Delegiertenverband aber
mußte darüber hinaus in dem Vorgehen seines Vertragspartners einen
Vertragsbruch erblicken. Der Krankenkassenverband hatte damit den
Versuch gemacht, durch die Hilfe der Staatsgewalt dem Spruche
des vereinbarten Schiedsalilts vorzugreifen.
Wir brachen alle Verhandlungen ab und riefen gemäß unserem
Vertrage das Schiedsamt an. Nach einer Darlegung der Auffassung
beider Parteien wurden durch die Schiedsrichter neue Verhandlungen
auf der Basis unseres Vertrages angebahnt, vor deren Beginn der
Vertreter des Krankenkassenverbandes erklärte, daß damit seine Ein-
gabe an die Regierung hinfällig sei. Die Verhandlungen führten bald
zu einem Uebergangsabkommen, das in kürzester Zeit durch einen
großzügigen Landesarztvertrag ersetzt werden wird, der die Be-
ziehungen sämtlicher württembergischen Krankenkassen und sämt-
licher württembergischen Aerzte, die an der Krankenkassenpraxis
teilnehmen wollen, in einheitlicher Weise nach modernen Gesichts-
punkten regeln wird.
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